
 

 

 

SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 25. Juli 2024 

20. Wahlperiode 

Unterrichtung 20/180 

der Landesregierung 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Ausbildungszentrums-

gesetzes 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-

weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Ver-

bindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz (PIG). 

Federführend ist der Ministerpräsident.  

Zuständige Ausschüsse: Sozialausschuss, Innen- und Rechtsausschuss, Bildungs-

ausschuss 
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20. Wahlperiode      

Gesetzentwurf 

der Landesregierung  - Minister und Chef der Staatskanzlei 

Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Ausbildungs-
zentrumsgesetzes 
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A. Problem 

Durch das Gesetz wird das schon durch die Neufassung des Ausbildungszent-
rumsgesetzes im Jahre 2002 aufgekommene und im Jahre 2008 weitergeführte 
Ziel zur Schaffung hochschulangemessener Strukturen an der Fachhochschule 
für Verwaltung und Dienstleistung (Hochschule) aufgegriffen. 

Die Hochschule bildet eine große Anzahl von Nachwuchskräften für die Funkti-
onsebene der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt, des Landes (Allgemeine 
Verwaltung, Polizei und Steuerverwaltung), der Kommunen (Allgemeine Verwal-
tung) und von 8 Rentenversicherungsträgern (Rentenversicherungen) aus und ist 
an der Fortbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Verwaltungen in 
größerem Umfang beteiligt. Damit kommt ihr die zentrale Aufgabe zu, die Nach-
wuchskräfte und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter darauf vorzubereiten, die an die 
Verwaltung gestellten Aufgaben optimal zu erfüllen. Die steigenden Anforderun-
gen an die akkreditierten Bachelor-Studiengänge der Hochschule machen hoch-
schulorganisationsrechtliche Veränderungen – vor allem im Bereich der Lehrkör-
perstruktur und der Mitgliedergruppen der Hochschule – notwendig. Auch zukünf-
tig muss die Hochschule genügend qualifizierte Lehrkräfte rekrutieren, die zur 
Wahrnehmung professoraler Aufgaben befähigt sind. Die Autonomie der Hoch-
schule im Hinblick auf die Abnahme von Hochschulzugangsprüfungen und Hoch-
schulprüfungen ist zu stärken.  

Zudem soll der Hochschule durch gesetzliche Regeln Flexibilität eingeräumt wer-
den, um etwa eine Umbenennung durchzuführen oder akkreditierte Master-Studi-
engänge anzubieten.  

Auch einzelne Organisationsregelungen für das Ausbildungszentrum sind überar-
beitungsbedürftig: Beispielsweise besteht Regelungsbedarf im Hinblick auf die 
Regeln zur Stellvertretung der Präsidentin oder des Präsidenten und ihrer oder 
seiner Leitungsfunktionen für das Ausbildungszentrum und seiner Einrichtungen; 
eine ständige Delegation von Aufgaben auf die verschiedenen Stellvertretungen 
ist bisher nicht vorgesehen. 

Die Haushaltsführung des Ausbildungszentrums ist anzupassen. Das über die 
Zeit größer und komplexer werdende Gebilde des Ausbildungszentrums wirt-
schaftet derzeit nach den Regeln der Kameralistik. Hiervon soll zukünftig abgewi-
chen werden und es soll eine transparentere und eine der externen Kontrolle 
leichter zugängliche Art der Wirtschaftsführung des Ausbildungszentrums etab-
liert werden.  

 

B. Lösung 

Die Neustrukturierung des Lehrkörpers an der Hochschule schafft einen organisa-
tionsrechtlichen Rahmen, in dem einerseits Mitglieder der Hochschule zu homo-
genen Gruppen zugeordnet werden, die sich durch eine gemeinsame typische In-
teressenlage auszeichnen und andererseits sichert sie ab, dass im Rahmen der 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/#N!# 

3 

hochschulischen Selbstverwaltung wissenschaftsadäquate Entscheidungen ge-
troffen werden. Durch die Möglichkeit, Dozierende hin zu professorierbaren Kräf-
ten zu entwickeln, soll die Hochschule in die Lage versetzt werden, ihre professo-
rierbaren Kräfte teilweise selbst zu auszubilden. Die Möglichkeit der Promotion an 
anderen Hochschulen soll genutzt werden. 

 

Zudem nimmt die Hochschule nunmehr die Aufgaben des Prüfungsamtes selbst-
ständig war und hat in dieser Hinsicht Letztentscheidungskompetenz. Die Hoch-
schulzugangsprüfungen liegen im Verantwortungsbereich der Hochschule. 

Durch einen gesetzlichen Rahmen ist dem Ausbildungszentrum bei der Art seiner 
Wirtschaftsführung ein Wahlrecht eingeräumt. Die Präsidentin oder der Präsident 
der Hochschule kann seinen Stellvertretungen im Bereich der Hochschule oder 
auch im Bereich der Verwaltungsakademie eigene Aufgaben dauerhaft übertra-
gen. 

 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten und Verwaltungsaufwand 

Die Neufassung des Ausbildungszentrums enthält keine unmittelbaren kosten-
wirksamen Folgewirkungen. 

Im Nachgang zur Gesetzesnovelle sind auf Ebene des Ausbildungszentrums und 
seiner Einrichtungen Änderungen an den Organisationssatzungen notwendig. 

Die Umstellung der Art der Wirtschaftsführung des Ausbildungszentrums kann mit 
Folgekosten für das Ausbildungszentrum verbunden sein. 

 

 
E. Federführung 

Federführend ist die Staatskanzlei. 
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Entwurf eines Gesetzes 
zur Neufassung des Ausbildungszentrumsgesetzes 

 

Vom 
 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

 

Artikel 1 
 

Gesetz über das Ausbildungszentrum für Verwaltung (Ausbildungszentrums-
gesetz - AZG) 

 

Inhaltsübersicht 

 

Abschnitt I 

Ausbildungszentrum für Verwaltung, Hochschule und Verwaltungsakademie 

 

§ 1 Ausbildungszentrum für Verwaltung 

§ 2 Leitung des Ausbildungszentrums, Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 

§ 3 Landessiegel 

§ 4 Wirtschaftsführung, Rechnungsprüfung, Jahresergebnis 

§ 5 Gebühren 

§ 6 Dienstherr, Beschäftigte, Lehrkräfte 

§ 7 Gleichstellungsbeauftragte, Förderung der Gleichstellung 

§ 8 Beauftragte oder Beauftragter für Diversität 

§ 9 Rechtsaufsicht 
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Abschnitt II 

Aufgaben und Organisation des Ausbildungszentrums 

 

§ 10 Aufgaben des Ausbildungszentrums 

§ 11 Organe des Ausbildungszentrums 

§ 12 Aufgaben des Kuratoriums 

§ 13 Mitglieder des Kuratoriums 

§ 14 Aufgaben der Fachbereichsräte 

§ 15 Mitglieder der Fachbereichsräte 

§ 16 Aufgaben und Mitglieder des Ausbildungsausschusses 

§ 17 Aufgaben der Leitung des Ausbildungszentrums 

§ 18 Vermögen 

 

Abschnitt III 

Hochschule 

 

§ 19 Hochschule 

§ 20 Aufgaben der Hochschule 

§ 21 Organe der Hochschule 

§ 22 Mitglieder der Hochschule 

§ 23 Aufgaben des Senats 

§ 24 Mitglieder des Senats 

§ 25 Ausschüsse des Senats 

§ 26 Präsidentin oder Präsident 

§ 27 Fachbereichskonvente 
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§ 28 Dekanate 

§ 29 Hochschulzugang, Studierendenschaft 

§ 30 Dozierende 

§ 31 Lehrbeauftragte 

§ 32 Prüfungsordnungen, Prüfungsamt 

§ 33 Verleihung von Hochschulgraden 

 

Abschnitt IV  

Verwaltungsakademie 

 

§ 34 Verwaltungsakademie 

§ 35 Aufgaben der Verwaltungsakademie 

§ 36 Organ der Verwaltungsakademie 

 

Abschnitt V 

Übergangs- und Schlussvorschriften 

 

§ 37 Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 38 Übergangsregelung für Zeitbeamtenverhältnisse 

§ 39 Übergangsregelung für hauptamtliche Lehrkräfte 

 

Abschnitt I 

Ausbildungszentrum für Verwaltung, Hochschule und Verwaltungsakademie 

 

§ 1 
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Ausbildungszentrum für Verwaltung 

 

(1) Das Ausbildungszentrum für Verwaltung (Ausbildungszentrum) als Einrichtung 
der an der Hochschule (§ 19) und Verwaltungsakademie (§ 34) ausbildenden Stellen 
besteht als Körperschaft des öffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit fort.  

(2) Träger sind das Land Schleswig-Holstein, der Verein zur Unterhaltung der schles-
wig-holsteinischen Gemeindeverwaltungsschule e.V. (Schulverein) und der Verein 
„Deutsche Rentenversicherung Bildungszentrum Reinfeld e.V.“ (Verein BZR) 

 

§ 2 

Leitung des Ausbildungszentrums, Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 

 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule (§ 26) ist zugleich Leiterin o-
der Leiter des Ausbildungszentrums sowie Leiterin oder Leiter der Verwaltungsaka-
demie (§ 34). Die Berufung und die Stellvertretung richten sich nach § 26 Absatz 5 
und 6.  

(2) Für den Bereich der Verwaltungsakademie wird die Stellvertretung durch die Stu-
dienleiterin oder den Studienleiter wahrgenommen. Die Leiterin oder der Leiter des 
Ausbildungszentrums kann der Studienleiterin oder dem Studienleiter eigene Aufga-
ben innerhalb des Zuständigkeitsbereichs des Ausbildungszentrums übertragen. 

(3) Die Leiterin oder der Leiter des Ausbildungszentrums ist gegenüber allen Mitar-
beitenden Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter. Sie oder er bestimmen für den 
Bereich der Leitung des Ausbildungszentrums eine Stellvertreterin oder einen Stell-
vertreter. 

(4) Die Leiterin oder der Leiter des Ausbildungszentrums ist für das Ausbildungszent-
rum einschließlich seiner Einrichtungen Dienststellenleitung im Sinne von § 22 Ab-
satz 4 des Gleichstellungsgesetzes (GstG) vom 13. Dezember 1994 (GVOBl. Schl.-
H. S. 562), zuletzt geändert durch Verordnung vom 16. Januar 2019 (GVOBl. Schl.-H 
S. 30), und § 8 Absatz 5 des Mitbestimmungsgesetzes Schleswig-Holstein (MBG 
Schl.-H.) vom 11. Dezember 1990 (GVOBl. Schl.-H. S. 577), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 12. Dezember 2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 1003). 

(5) Das Ausbildungszentrum und seine Einrichtungen gelten als eine Dienststelle im 
Sinne des GstG und des § 8 Absatz 1 MBG Schl.-H. § 8 Absatz 2 bis 4 MBG Schl.-H. 
findet keine Anwendung. 
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§ 3 

Landessiegel 

 

Das Ausbildungszentrum, die Hochschule und die Verwaltungsakademie führen das 
kleine Landessiegel. 

 

§ 4 

Wirtschaftsführung, Rechnungsprüfung, Jahresergebnis 

 

(1) Das Ausbildungszentrum stellt einen Wirtschaftsplan auf, der die Grundlage für 
die Wirtschaftsführung des Ausbildungszentrums und seiner Einrichtungen bildet. Er 
gliedert sich in einen Vorbericht, einen Erfolgsplan, einen Finanzierungsplan sowie 
einen Stellenplan. Der Wirtschaftsplan sowie die Grundlagen der Wirtschaftsführung, 
der Vermögensverwaltung und der Rechnungslegung werden vom Kuratorium be-
schlossen. Die Erzielung von Gewinn ist nicht Zweck des Ausbildungszentrums.  

(2) Die §§ 1 bis 87 und 105 bis 111 der Landeshaushaltsordnung Schleswig-Holstein 
(LHO) finden mit Ausnahme des § 65 Absatz 1 bis 5, des § 68 Absatz 1 und des § 69 
LHO auf das Ausbildungszentrum und seine Einrichtungen keine Anwendung.  

(3) Der Wirtschaftsplan hat die im Gleichstellungsplan (§ 7 Absatz 3) zur Umsetzung 
der Aufgaben nach § 3 Absatz 5 HSG getroffenen Vorgaben einzubeziehen.  

(4) Das Ausbildungszentrum entwickelt geeignete Instrumente zur Wirtschaftsfüh-
rung. Dem Kuratorium ist über den Vollzug der Wirtschaftspläne und Maßnahmen 
zur Einhaltung seiner Eckwerte zu berichten, wenn die Situation es erfordert. 

(5) Nach Abschluss des Geschäftsjahres ist das Jahresergebnis unverzüglich durch 
ein Rechnungsprüfungsamt eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt in alphabeti-
scher Reihenfolge und in dreijährigem Wechsel prüfen zu lassen. Für die Aufstellung 
und Prüfung des Jahresergebnisses finden die Vorschriften der Gemeindehaushalts-
verordnung-Kameral (GemHVO-Kameral) vom 2. Dezember 2019 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 623), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. Januar 2018 (GVOBl. Schl.-H. S. 6), 
in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung und die Vorschriften der Gemein-
dekassenverordnung-Kameral (GemKVO-Kameral) vom 13. Dezember 2017 
(GVOBl. Schl.-H. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. 
März 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 140), in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fas-
sung, entsprechende Anwendung. Das Kuratorium stellt aufgrund des Prüfungsbe-
richts das jeweilige Jahresergebnis fest. Abweichend von Satz 1 kann das Jahreser-
gebnis auch nach den Regeln der Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) vom 
14. August 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 433), zuletzt geändert durch Änderungsverord-
nung vom 11. Januar 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 75) aufgestellt und geprüft werden. 
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(6) Abweichend von Absatz 5 kann das Ausbildungszentrum nach kaufmännischen 
Grundsätzen geführt werden. In diesem Fall stellt das Ausbildungszentrum nach Ab-
schluss des Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss 
und den Lagebericht auf und legt diese zur Abschlussprüfung vor. Für die Aufstellung 
und Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes sind die Vorschriften des 
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften entspre-
chend anzuwenden. 

 

§ 5 

Gebühren 

 

(1) Für die Inanspruchnahme des Ausbildungszentrums und seiner Einrichtungen 
sind Benutzungsgebühren zu zahlen. Das Nähere wird durch Satzung des Ausbil-
dungszentrums geregelt. § 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schles-
wig-Holstein gilt entsprechend.  

(2) Die Gebühren sollen mindestens 75 % der laufenden Kosten decken. Der verblei-
bende Betrag ist von den Trägern des Ausbildungszentrums anteilig zu tragen. Der 
Anteil berechnet sich nach der Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die an die 
Hochschule und Verwaltungsakademie zur Ausbildung entsandt werden, und der 
Dauer ihrer dortigen Ausbildung. Auf dieser Grundlage kann das Kuratorium für ei-
nen bestimmten Zeitraum eine Pauschalierung beschließen.  

(3) Soweit Dritte das Ausbildungszentrum und seine Einrichtungen nutzen, kann ein 
Zuschlag zu den Gebühren nach näherer Bestimmung durch die Satzung nach Ab-
satz 1 erhoben werden.  

(4) Für die Inanspruchnahme der Verwaltungsakademie als zuständige Stelle nach 
dem Berufsbildungsgesetz haben die Träger der öffentlichen Verwaltung und die 
sonstigen ausbildenden Stellen eine Verwaltungsgebühr zu entrichten. Dasselbe gilt, 
wenn natürliche Personen aufgrund eines eigenen Antrags die zuständige Stelle in 
Anspruch nehmen. Die Höhe der Verwaltungsgebühr für die einzelne Inanspruch-
nahme ist durch Satzung des Ausbildungszentrums zu bestimmen; hierbei sind die 
für die Inanspruchnahme entstehenden Personal- und Sachkosten zu berücksichti-
gen. Eine Pauschalierung ist zulässig. Die §§ 10 bis 14 und 16 bis 22 des Verwal-
tungskostengesetzes des Landes Schleswig-Holstein sind anzuwenden. 

 

§ 6 

Dienstherr, Beschäftigte, Lehrkräfte 
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(1) Das Ausbildungszentrum hat Dienstherrnfähigkeit. Es kann als hauptamtlich tä-
tige Lehrkräfte Beamtinnen und Beamte in Laufbahnen der Fachrichtungen nach 
§ 13 Absatz 2 Landesbeamtengesetz einstellen und beschäftigen. Die Zuordnung 
der Dienstposten zu den jeweiligen Fachrichtungen richtet sich dabei nach den An-
forderungen der zu unterrichtenden Fächer. Für die Einstellung außerhalb der Fach-
richtung allgemeine Dienste bedarf es der vorherigen Zustimmung der für die jewei-
lige Fachrichtung zuständigen obersten Landesbehörde. 

(2) Die Beschäftigten stehen im Dienst des Ausbildungszentrums. Sie können sowohl 
im Organisationsbereich der Hochschule als auch an der Verwaltungsakademie ein-
gesetzt werden. Für eine Tätigkeit als hauptamtliche Lehrkraft im Organisationsbe-
reich der Hochschule gelten die Voraussetzungen des § 30. 

(3) Die Rechtsaufsicht legt den Umfang der regelmäßigen Lehrverpflichtung der ver-
beamteten Lehrkräfte durch Verordnung fest. Für angestellte Lehrkräfte gilt § 12 Ab-
satz 1 Nummer 7. 

 

§ 7 

Gleichstellungsbeauftragte, Förderung der Gleichstellung 

 

(1) Die Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten des Ausbildungszentrums und der 
Verwaltungsakademie werden von der Gleichstellungsbeauftragten der Hochschule 
wahrgenommen. § 18 Absatz 1 GstG findet insoweit keine Anwendung. Die Gleich-
stellungsbeauftragte ist nicht hauptberuflich tätig. Sie ist mit mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit freizustellen, wenn die Hochschule mehr als 2 000 Mit-
glieder hat. 

(2) Soweit die Hochschule mehrere Standorte hat, wählt der Senat für die jeweils an-
deren Standorte aus dem Kreis der dortigen hauptamtlichen Mitarbeiterinnen eine 
Stellvertreterin. In der Satzung des Ausbildungszentrums ist zu gewährleisten, dass 
an allen sonstigen Standorten des Ausbildungszentrums und seiner Einrichtungen 
eine Stellvertretung der Gleichstellungsbeauftragten gesichert ist.  

(3) Das Ausbildungszentrum stellt für sich und seine Einrichtungen für einen Zeit-
raum von fünf Jahren den Gleichstellungsplan auf. Der Gleichstellungsplan umfasst 
den Frauenförderplan nach § 11 GstG. Der Gleichstellungsplan ist bei Bedarf fortzu-
entwickeln und anzupassen. 

(4) Das Ausbildungszentrum berichtet der Rechtsaufsicht im Abstand von vier Jahren 
über den Stand der gleichstellungsfördernden Maßnahmen. Die Berichte geben Aus-
kunft über die bisherigen und geplanten Maßnahmen auf der Grundlage des Gleich-
stellungsplanes. § 24 Absatz 2 und 3 GstG findet keine Anwendung. 
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(5) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt auch die Aufgaben für den Zuständigkeits-
bereich der Fachbereiche entsprechend § 27 HSG wahr. Bei der Anzahl der Mitglie-
der nach § 27 Absatz 4 Satz 1 HSG zählen nur die Studierenden, die ihre fachtheo-
retischen Studienzeiten an der Hochschule absolvieren.  

(6) Die Gleichstellungsbeauftragte wird vom Senat aus dem Kreis der weiblichen Be-
schäftigten am Ausbildungszentrum für eine Amtszeit von in der Regel fünf Jahren 
gewählt. Wiederwahl ist möglich. Zur Erarbeitung eines Wahlvorschlages setzt der 
Senat einen Ausschuss ein. Die Leiterin oder der Leiter des Ausbildungszentrums 
kann aus dem Kreis der weiblichen Beschäftigten des Ausbildungszentrums zwei 
Vertreterinnen in den Ausschuss entsenden. Eine der Vertreterinnen muss an der 
Verwaltungsakademie eingesetzt sein. Die Entsendung darf nicht ohne Zustimmung 
der Betroffenen erfolgen. Die weiblichen Beschäftigten haben ein Vorschlagsrecht. 
Die Verfassung der Hochschule regelt insbesondere Wahl und Amtszeit der Gleich-
stellungsbeauftragten und ihrer Stellvertretungen. 

 

 

 

§ 8 

Beauftragte oder Beauftragter für Diversität 

 

(1) Die Leiterin oder der Leiter des Ausbildungszentrums bestimmt eine Beauftragte 
oder einen Beauftragten für Diversität.  

(2) Die Aufgaben der oder des Beauftragten für Diversität der Hochschule und der 
Verwaltungsakademie werden von der oder dem Beauftragten des Ausbildungszent-
rums für Diversität wahrgenommen. 

 

§ 9 

Rechtsaufsicht 

 

(1) Die Ministerpräsidentin oder der Ministerpräsident übt die Rechtsaufsicht über 
das Ausbildungszentrum und seine Einrichtungen aus. 

(2) Bei der Rechtsaufsicht über das Ausbildungszentrum ist das Einvernehmen mit 
dem für Steuerrecht zuständigen Ministerium nach dem Steuerbeamten-Ausbil-
dungsgesetz und der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Steuerbeamten her-
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zustellen, soweit Angelegenheiten des Fachbereichs Steuerverwaltung berührt wer-
den. Die Beschlüsse des Kuratoriums, der Fachbereichsräte und des Ausbildungs-
ausschusses sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Bei der Rechtsaufsicht über die Hochschule ist das Einvernehmen mit dem für 
Steuerrecht zuständigen Ministerium nach dem Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz 
und der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Steuerbeamten herzustellen, so-
weit Angelegenheiten des Fachbereichs Steuerverwaltung berührt werden, ist das 
Einvernehmen mit dem für Steuerrecht zuständigen Ministerium nach dem Steuerbe-
amten-Ausbildungsgesetz und der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Steuer-
beamten herzustellen. Die Beschlüsse des Senats und der Fachbereichskonvente 
sind der Aufsichtsbehörde und dem Ausbildungszentrum unverzüglich mitzuteilen. 

 

Abschnitt II 

Aufgaben und Organisation des Ausbildungszentrums 

 

 

§ 10 

Aufgaben des Ausbildungszentrums 

 

(1) Das Ausbildungszentrum entscheidet über die Grundzüge der Ausbildung an der 
Hochschule und der Verwaltungsakademie. Es ist zuständig für die staatlichen Prü-
fungen nach den Ausbildungs- und Prüfungsordnungen. Bundesrechtliche Bestim-
mungen werden durch die Sätze 1 und 2 nicht berührt.  

(2) Das Ausbildungszentrum bildet insbesondere die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der öffentlichen Verwaltung fort und nimmt praxisnahe Beratungstätigkeiten für die 
öffentliche Verwaltung und andere Dienstleistungsunternehmen wahr. 

(3) Es regelt seine innere Organisation durch Satzung, die vom Kuratorium mit einer 
Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder beschlossen 
wird. 

 

§ 11 

Organe des Ausbildungszentrums 
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Organe des Ausbildungszentrums sind 

1. das Kuratorium,  

2. die Räte für die Fachbereiche an der Hochschule (Fachbereichsräte), 

3. der Ausbildungsausschuss für die Verwaltungsakademie und 

4. die Leitung des Ausbildungszentrums. 

Für Entscheidungen der in Satz 1 aufgeführten Organe gilt § 83 Absatz 1 Satz 2 bis 
6 MBG Schl.-H. entsprechend. Die Mitglieder der Organe sind ehrenamtlich tätig. 
Dies gilt nicht für die Leitung des Ausbildungszentrums. 

 

§ 12 

Aufgaben des Kuratoriums 

 

(1) Das Kuratorium ist zuständig für alle wichtigen Angelegenheiten des Ausbildungs-
zentrums und seiner Einrichtungen, insbesondere  

1. für die Beschlussfassung über den Wirtschafts- oder den Haushaltsplan sowie den 
Erlass und die Änderung der Gebührensatzung des Ausbildungszentrums, 

2. für die Einstellung, Höhergruppierung und Entlassung der Beschäftigten des Aus-
bildungszentrums, Ernennung und Beförderung der Beamtinnen und Beamten, die 
Zuweisung der Beschäftigten an die Hochschule und die Verwaltungsakademie so-
wie für die Beschlussfassung des Gleichstellungsplanes nach § 7 Absatz 3, 

3. für die Regelung der Grundsätze und des Verfahrens für dienstliche Beurteilungen 
für den Bereich der Verwaltung und des Lehrpersonals, 

4. für die Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten der Hochschule,  

5. für die Aufgaben nach § 19 Absatz 3 Satz 3, soweit dieses Gesetz keine abwei-
chenden Regelungen trifft,  

6. hat es darauf hinzuwirken, dass die Beschlüsse der Fachbereichsräte die Einheit-
lichkeit der Strukturen und Anforderungen in den Studiengängen fördern, 

7. für die Festlegung der Regellehrverpflichtung der angestellten Lehrkräfte des Aus-
bildungszentrums als Satzung, 
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8. für den Erlass und die Änderung der Satzungen und Benutzungsordnungen der 
Verwaltungsakademie; der Beschluss über die die innere Organisation regelnde Sat-
zung wird mit einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mit-
glieder gefasst sowie 

9. für die Festlegung der Grundzüge der Fortbildung, Weiterbildung, angewandten 
Forschung und Beratung.  

(2) Das Kuratorium kann Aufgaben auf die Fachbereichsräte, den Ausbildungsaus-
schuss, die Hochschule, die Verwaltungsakademie und die Leitung des Ausbildungs-
zentrums übertragen.  

(3) Das Kuratorium ist der gesetzliche Vertreter des Ausbildungszentrums und han-
delt durch seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden oder die Stellvertretung. Es 
ist oberste Dienstbehörde für die am Ausbildungszentrum beschäftigten Beamtinnen 
und Beamte. 

 

(4) Erklärungen, durch die das Ausbildungszentrum verpflichtet werden soll, bedürfen 
der Schriftform. Dies gilt nicht für Geschäfte der laufenden Verwaltung. Die Ge-
schäfte nach Satz 2 werden durch Beschluss des Kuratoriums bestimmt. 

 

§ 13 

Mitglieder des Kuratoriums 

 

(1) Das Kuratorium besteht aus zwölf Mitgliedern. Davon berufen die Rechtsaufsicht 
und der Schulverein je fünf und der Verein BZR zwei Mitglieder jeweils mit Stellver-
tretenden. Die Berufungszeit beträgt vier Jahre. Die Rechtsaufsicht, der Schulverein 
und der Verein BZR können die von ihnen berufenen Mitglieder und die Stellvertre-
tenden vorzeitig abberufen und für die verbleibende Zeit der Amtsperiode neue Mit-
glieder und Stellvertretende berufen. 

(2) An den Sitzungen des Kuratoriums kann die Leiterin oder der Leiter des Ausbil-
dungszentrums mit Antrags- und Rederecht teilnehmen. Für die Gleichstellungsbe-
auftragte gilt § 27 Absatz 1 Satz 5 und Absatz 2 HSG entsprechend. 

 

§ 14 

Aufgaben der Fachbereichsräte 
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(1) Die Fachbereichsräte entscheiden über alle grundsätzlichen Angelegenheiten des 
Studiums an der Hochschule für den jeweiligen Fachbereich. Sie gewährleisten die 
inhaltliche Abstimmung der fachtheoretischen und fachpraktischen Studienzeiten. 

(2) Die Fachbereichsräte schlagen dem Kuratorium Dozierende für die Hochschule 
vor. Die Ernennung oder Einstellung von Dozierenden durch das Kuratorium, der 
kein Vorschlag der Fachbereichsräte zugrunde liegt, bedarf ihrer Zustimmung. Die 
Fachbereichsräte wählen die Lehrbeauftragten für ihren Bereich aus.  

(3) Die Fachbereichsräte können Aufgaben auf die Hochschule übertragen. 

 

§ 15 

Mitglieder der Fachbereichsräte 

 

(1) Mitglieder der Fachbereichsräte sind Vertreterinnen und Vertreter der am jeweili-
gen Fachbereich ausbildenden Stellen sowie des Fachbereichs der Hochschule zu 
gleichen Anteilen. 

(2) Die Vertreterinnen und Vertreter der ausbildenden Stellen sollen nach Möglichkeit 
in fachlichem Bezug zu der Ausbildung am jeweiligen Fachbereich stehen. Jedem 
Fachbereichsrat soll mindestens ein Mitglied des Kuratoriums angehören. 

(3) Die Gruppe der Vertreterinnen und Vertreter des Fachbereichs im Fachbereichs-
rat besteht aus 

1. der Dekanin oder dem Dekan, 

2. Vertreterinnen und Vertreter der Dozierenden und  

3. Vertreterinnen und Vertreter der Studierendenschaft. 

Als Vertreterinnen und Vertreter der Dozierenden sollen Dozierende benannt wer-
den, die der Mitgliedergruppe gemäß § 22 Nummer 1 angehören. Bei mehr als acht 
Mitgliedern wählen die Studierenden zwei Vertreterinnen oder Vertreter. 

(4) Das Nähere, insbesondere die Anzahl der Mitglieder und ihrer Stellvertreterinnen 
und Stellvertreter, regelt die Satzung des Ausbildungszentrums. Sie muss die ange-
messene Berücksichtigung von Frauen und Männern gewährleisten, dabei müssen 
unter den Mitgliedern der Fachbereichsräte Frauen mindestens zu einem Viertel ver-
treten sein. 

(4) Die Mitglieder der Fachbereichsräte werden für drei Jahre berufen. Die Berufung 
erfolgt für die ausbildenden Stellen durch deren jeweilige Benennung gegenüber der 
Leitung des Ausbildungszentrums. Die Vertreterinnen und Vertreter der Dozierenden 
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benennt der Fachbereichskonvent. Die Vertreterinnen oder die Vertreter der Studie-
rendenschaft sind von dieser zu wählen. 

(5) Der Fachbereichsrat wählt seine Vorsitzende oder seinen Vorsitzenden, die oder 
der Vertreterin oder Vertreter der ausbildenden Stellen sein soll, und die Stellvertre-
terin oder den Stellvertreter. Bei Beschlüssen und Wahlen entscheiden bei Stimmen-
gleichheit die Vertreterinnen und Vertreter der ausbildenden Stellen. Sind insbeson-
dere aufgrund bundesrechtlicher Regelungen Entscheidungen den ausbildenden 
Stellen vorbehalten, nehmen die Vertreterinnen und Vertreter der Hochschule an den 
Erörterungen mit beratender Stimme teil.  

(6) An den Sitzungen der Fachbereichsräte kann die Leiterin oder der Leiter des Aus-
bildungszentrums mit Antrags- und Rederecht teilnehmen. Für die Gleichstellungsbe-
auftragte gilt § 27 Absatz 1 Satz 5 und Absatz 2 HSG entsprechend. 

 

§ 16 

Aufgaben und Mitglieder des Ausbildungsausschusses 

 

(1) Der Ausbildungsausschuss für die Verwaltungsakademie entscheidet über die 
Angelegenheiten der Ausbildung an der Verwaltungsakademie und nimmt für die 
Ausbildung der Nachwuchskräfte in der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt je-
weils die Aufgaben eines Prüfungsamtes wahr. Er schlägt dem Kuratorium die haupt-
amtlichen Lehrkräfte für die Verwaltungsakademie vor. Die Ernennung oder Einstel-
lung von hauptamtlichen Lehrkräften durch das Kuratorium, der kein Vorschlag des 
Ausbildungsausschusses zugrunde liegt, bedarf seiner Zustimmung. Der Ausbil-
dungsausschuss wählt die nebenamtlichen Lehrkräfte aus. 

(2) In dem Ausbildungsausschuss sind die ausbildenden Stellen vertreten. Für die 
Berufung und Abberufung der Mitglieder gilt § 15 Absatz 4 entsprechend.  

(3) Der Ausbildungsausschuss kann Aufgaben auf die Verwaltungsakademie übertra-
gen. 

(4) Bei Bedarf können weitere Ausbildungsausschüsse gebildet werden. Hierüber 
entscheidet das Kuratorium. Die in diesem Gesetz getroffenen Regelungen über den 
Ausbildungsausschuss gelten entsprechend.  

(5) An den Sitzungen des Ausbildungsausschusses können die Leiterin oder der Lei-
ter des Ausbildungszentrums sowie die Studienleiterin oder der Studienleiter mit An-
trags- und Rederecht teilnehmen. Für die Gleichstellungsbeauftragte gilt § 27 Ab-
satz 1 Satz 5 und Absatz 2 HSG entsprechend. 

 

§ 17 
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Aufgaben der Leitung des Ausbildungszentrums 

 

Die Leitung des Ausbildungszentrums beinhaltet die Geschäftsführung des Ausbil-
dungszentrums, des Kuratoriums, der Fachbereichsräte und des Ausbildungsaus-
schusses sowie die Wahrnehmung zentraler Aufgaben des Ausbildungszentrums 
und seiner Einrichtungen einschließlich der Gesamtverantwortung für die Qualitätssi-
cherung. Die Leitung des Ausbildungszentrums kann die Geschäftsführung der Fach-
bereichsräte auf die jeweilige Dekanin oder den jeweiligen Dekan, die Geschäftsfüh-
rung des Ausbildungsausschusses auf die Studienleiterin oder den Studienleiter de-
legieren. 

 

§ 18 

Vermögen 

 

(1) Die Träger stellen dem Ausbildungszentrum und seinen Einrichtungen zur Erfül-
lung seiner Aufgaben Grundstücke, Gebäude und Inventar zur Verfügung. Diese Ver-
mögensgegenstände werden ihnen zur Nutzung überlassen. Das Nähere wird in Ver-
einbarungen geregelt. 

(2) Das Ausbildungszentrum und seine Einrichtungen sind angemessen zu beteili-
gen, wenn die Träger nach Absatz 1 für deren jeweiligen Bereich tätig werden. 

 

Abschnitt III 

Hochschule 

 

§ 19 
Hochschule 

 

(1) Die Verwaltungsfachhochschule (Hochschule) besteht als Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts ohne Gebietshoheit fort. Der Name der Hochschule ergibt sich aus 
ihrer Verfassung. Sie kann diesen im Einvernehmen mit dem Kuratorium durch ihre 
Verfassung ändern. § 76 Absatz 8 Hochschulgesetz (HSG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 5. Februar 2016 (GVOBl. Schl.-H S. 39), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 3. Februar 2022 (GVOBl. Schl.-H S. 102), in der am […] geltenden Fas-
sung gilt nicht.  
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(2) Die Hochschule ist eine Hochschule für angewandte Wissenschaften. Sie ist in 
Fachbereiche gegliedert. 

(3) Träger der Hochschule ist das Ausbildungszentrum. 

(4) Für die Hochschule gelten die Regelungen des HSG entsprechend, soweit in die-
sem Gesetz und in den dazu ergangenen Rechtsvorschriften keine abweichenden 
Regelungen getroffen werden. Die §§ 76 bis 81 HSG gelten unmittelbar; § 3 Absatz 3 
und Absatz 6, § 4 Absatz 2 Satz 3 und 4, § 16 Absatz 3, § 17 Absatz 2 sowie § 27a  
HSG finden keine Anwendung. Dabei ist das Ausbildungszentrum zuständig für die 
Aufgaben, die nach dem Hochschulrecht dem für Hochschulen zuständigen Ministe-
rium übertragen sind. Soweit das für Hochschulen zuständige Ministerium ermächtigt 
ist, Verordnungen zu erlassen, entscheidet das Ausbildungszentrum durch Satzung. 
Die Sätze 3 und 4 gelten nicht für die §§ 5 Absatz 3, 53 und 58 HSG 

(5) Die Gesamtverantwortung für die Qualitätssicherung gemäß § 5 Absatz 1 Satz 1 
HSG obliegt der Präsidentin oder dem Präsidenten der Hochschule. Sie oder er 
schafft die Voraussetzungen dafür, dass für die gesamte Hochschule ein Qualitäts-
managementsystem eingeführt werden kann. Den erforderlichen Umfang der exter-
nen Evaluation, die näheren Anforderungen an die Akkreditierung und Evaluierung 
sowie das Verhältnis, die zeitliche Abfolge und die Fristen von Akkreditierung, Reak-
kreditierung und externer Evaluierung regelt das Kuratorium des Ausbildungszent-
rums. 

 

 

§ 20 

Aufgaben der Hochschule 

 

(1) Die Hochschule hat die Aufgabe, Studiengänge für den öffentlichen Dienst und 
andere Dienstleistungsunternehmen anzubieten. Sie bildet insbesondere die Nach-
wuchskräfte in der Laufbahngruppe 2, erstes Einstiegsamt nach Maßgabe der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die Ausbildung und Prüfung aus. 

(2) Zudem nimmt sie die Aufgaben einer Fachhochschule nach § 3 in Verbindung mit 
§ 94 HSG wahr, soweit dieser entsprechende Anwendung findet. Sie beteiligt sich an 
der Fortbildung insbesondere der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der öffentlichen 
Verwaltung und nimmt anwendungsbezogene Forschungsaufgaben sowie Bera-
tungstätigkeiten für die öffentliche Verwaltung und andere Dienstleistungsunterneh-
men wahr.  

(3) Die Hochschule hat das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der Gesetze. Sie 
regelt ihre innere Organisation durch Satzung (Verfassung). 
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§ 21 

Organe der Hochschule 

 

Organe der Hochschule sind  

1. der Senat,  

2. die Präsidentin oder der Präsident,  

3. die Fachbereichskonvente und  

4. die Dekanate. 

§ 22 

Mitglieder der Hochschule 

 

Mitglieder der Hochschule sind 

1. die Dozierenden nach § 30 Absatz 1, 

2. die übrigen Dozierenden und die Lehrbeauftragten, 

3. die Studierenden und 

4. die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Technik und Verwaltung. 

 

§ 23 

Aufgaben des Senats 

 

(1) Der Senat hat, soweit durch dieses Gesetz oder die Verfassung der Hochschule 
nichts anderes bestimmt ist, alle Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung 
wahrzunehmen, die die gesamte Hochschule betreffen. 

(2) Der Senat ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig: 

1. Erlass und Änderung der Verfassung der Hochschule;  

2. Erlass und Änderung der Satzungen über die Errichtung, Änderung und Aufhe-
bung von Fachbereichen; 
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3. Erlass und Änderung von Evaluationssatzungen der Hochschule;  

4. Entgegennahme des Berichts über die Evaluation der Organisationsstruktur der 
Hochschule; 

5. Abgabe einer Stellungnahme zum Entwurf des Wirtschaftsplans für den Bereich 
der Hochschule; 

6. Abgabe einer Stellungnahme zum Entwurf des Gleichstellungsplans (§ 7 Absatz 3) 
für den Bereich der Hochschule; 

7. Beschlussfassung über die Einteilung des Hochschuljahres sowie über Beginn und 
Ende der Unterrichtszeiten entsprechend § 47 HSG. 

 

§ 24 

Mitglieder des Senats 

 

Der Senat besteht aus 

1. der Präsidentin oder dem Präsidenten und  

2. 14 Vertreterinnen und Vertretern der Mitgliedergruppen entsprechend § 22 Num-
mer 1 bis 4 im Verhältnis 8:3:2:1; der ersten Mitgliedergruppe gehören auch die De-
kaninnen und Dekane an. 

Die Gleichstellungsbeauftragte gehört dem Senat mit Antragsrecht und beratender 
Stimme an. Die Präsidentin oder der Präsident führt den Vorsitz. 

 

 

§ 25 

Ausschüsse des Senats 

 

Der Senat kann Ausschüsse entsprechend § 21 Absatz 2 Satz 1 bis 5 HSG bilden. 
Er muss einen Gleichstellungsausschuss 
bilden. Der Gleichstellungsausschuss soll geschlechterparitätisch besetzt sein. Er 
ist insbesondere bei der Erstellung des Gleichstellungsplanes nach § 7 Absatz 3 zu 
beteiligen. 
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§ 26 

Präsidentin oder Präsident 

 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident leitet die Hochschule.  

(2) Die Präsidentin oder der Präsident wird vom Kuratorium des Ausbildungszent-
rums nach Anhörung des Senats gewählt. Zur Vorbereitung der Wahl wird eine Fin-
dungskommission beim Kuratorium gebildet, die aus neun Mitgliedern besteht. Fünf 
Mitglieder werden vom Kuratorium aus seiner Mitte, vier von der Hochschule aus der 
Mitte der Dekaninnen und Dekane nach näherer Regelung in den jeweiligen Satzun-
gen des Ausbildungszentrums und der Hochschule gewählt. Unter den gewählten 
Mitgliedern sollen mindestens drei Frauen vertreten sein. § 27 Absatz 1 Satz 5 HSG 
gilt entsprechend. Die Findungskommission hat die Aufgabe, dem Kuratorium einen 
Vorschlag für die Wahl der Präsidentin oder des Präsidenten vorzulegen; der Vor-
schlag soll mindestens zwei Personen umfassen und mindestens eine Frau berück-
sichtigen. 

(3) Das Amt der Präsidentin oder des Präsidenten wird hauptberuflich ausgeübt. Sie 
oder er wird für sechs Jahre gewählt und in das Beamtenverhältnis auf Zeit oder ein 
befristetes privatrechtliches Dienstverhältnis berufen; Wiederwahl ist zulässig. Zur 
Präsidentin oder zum Präsidenten ist auch wählbar, wer nicht Professorin oder Pro-
fessor ist, aber eine abgeschlossene Hochschulausbildung besitzt und aufgrund ei-
ner mehrjährigen verantwortlichen beruflichen Tätigkeit, insbesondere in Wissen-
schaft, Wirtschaft, Verwaltung oder Rechtspflege, erwarten lässt, dass sie oder er 
den Aufgaben des Amtes gewachsen ist. Die Stelle ist öffentlich auszuschreiben. Auf 
eine öffentliche Ausschreibung kann durch Beschluss des Kuratoriums des Ausbil-
dungszentrums mit einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl 
seiner Mitglieder verzichtet werden. § 23 Absatz 6 Satz 6 HSG findet in Bezug auf 
die nach diesem Gesetz zuständigen Gremien entsprechende Anwendung, § 23 Ab-
satz 8 und 12 und § 26 HSG finden keine entsprechende Anwendung.  

(4) Die Präsidentin oder der Präsident erhält während ihrer oder seiner Amtszeit die 
Berechtigung zu Forschung und Lehre sowie das Recht, bei Prüfungen mitzuwirken, 
wenn sie oder er die Einstellungsvoraussetzungen des § 61 Absatz 1 HSG erfüllt. 
Soweit sie oder er von diesem Recht Gebrauch macht, darf sie oder er für die Dauer 
der Verwendung die Funktionsbezeichnung „Professorin“ oder „Professor“ führen. 
§ 63 Absatz 3 HSG gilt entsprechend. 

 

(5) Die Präsidentin oder der Präsident kann bis zu zwei Stellvertreterinnen oder Stell-
vertreter haben. Sie oder er überträgt ihnen eigene Aufgaben. In der Satzung des 
Ausbildungszentrums wird insbesondere die Anzahl der Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter geregelt. 
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(6) Sie werden auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten vom Senat aus 
dem Kreis der Dekaninnen und Dekane für drei Jahre gewählt. Wiederwahl ist zuläs-
sig. § 24 Absatz 3 HSG findet keine entsprechende Anwendung. Mit dem Ende der 
Funktion als Dekanin oder Dekan endet auch die Funktion als Stellvertreterin oder 
als Stellvertreter. 

(7) Sofern ein Präsident gewählt ist, soll der Vorschlag nach Absatz 5 mindestens 
eine Frau berücksichtigen. 

 

§ 27 

Fachbereichskonvente 

 

(1) Die Fachbereichskonvente beraten und entscheiden in allen Angelegenheiten ih-
res Fachbereichs, soweit durch Gesetz oder die Verfassung der Hochschule nichts 
anderes bestimmt ist. Sie entscheiden insbesondere über die Angelegenheiten der 
Lehre im Rahmen der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen. 

(2) Fachbereichskonvente müssen die Mindestanforderungen entsprechend § 29 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 HSG nicht erfüllen; eine Stimmenmehrheit der Dozierenden 
im Sinne des § 30 Absatz 1 muss gesichert sein. Unter den Mitgliedern der Fachbe-
reichskonvente sollen Frauen zu einem Drittel vertreten sein, mindestens müssen sie 
jedoch entsprechend ihrem Anteil an den jeweiligen Mitgliedergruppen vertreten sein. 

(3) Die Präsidentin oder der Präsident gehört den Fachbereichskonventen mit An-
tragsrecht und beratender Stimme an. 

 

§ 28 

Dekanate 

 

(1) Der Fachbereichsrat des Ausbildungszentrums wählt die Dekanin oder den De-
kan sowie die Stellvertreterin oder den Stellvertreter für drei Jahre. Wählbar sind Do-
zierende im Sinne des § 30 Absatz 1 und Absatz 2, die dem Fachbereich angehören. 
Nur ausnahmsweise sind von anderen Dienstherren an die Hochschule abgeordnete 
Dozierende wählbar. Sie können vom Fachbereichsrat abberufen werden. Die Präsi-
dentin oder der Präsident ist vor der Wahl zu hören. Bei der Wahl und Abberufung ist 
auf Verlangen eines Mitglieds geheim abzustimmen. Bei Stimmengleichheit erfolgt 
der zweite Wahlgang eine Woche später. Die Dekanate sollen geschlechterparitä-
tisch besetzt werden.  

(2) § 30 Absatz 5, 6 und 7 HSG findet keine entsprechende Anwendung. 
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§ 29 

Hochschulzugang, Studierendenschaft 

 

(1) Die Hochschule nimmt Hochschuleignungsprüfungen im Sinne des § 39 Absatz 2 
Satz 3 HSG ab; die Hochschuleignungsprüfungsverordnung vom 13. Februar 2012, 
NBl.MWV.Schl.-H., 3, gilt entsprechend. 

(2) Die an der Hochschule ausbildenden Stellen melden der Hochschule die als Stu-
dierende an der Hochschule einzuschreibenden Personen. Die Hochschule versagt 
die Einschreibung, wenn Zugangshindernisse im Sinne des § 40 Absatz 1 Nummer 1 
bis Nummer 3 HSG vorliegen. 

(3) Die an der Hochschule eingeschriebenen Studentinnen und Studenten bilden die 
Studierendenschaft entsprechend § 72 HSG. Die laufenden Geschäfte können von 
einem kollegialen Leitungsorgan geführt werden. 

 

(4) Die Präsidentin oder der Präsident übt als untere Behörde und die Rechtsaufsicht 
als obere die Aufsicht über die Studierendenschaft aus. 

(5) Zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben kann die Studierendenschaft von ihren 
Mitgliedern Beiträge erheben. In diesem Fall ist am Ende des Haushaltsjahres eine 
Rechnung nach § 109 LHO aufzustellen. Die Studierendenschaft hat die Rechnung 
der Präsidentin oder dem Präsidenten vorzulegen; § 75 Absatz 2 Satz 2 HSG findet 
keine entsprechende Anwendung. 

 

§ 30 

Dozierende 

 

(1) Die Dozierenden, die Aufgaben der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
entsprechend § 60 HSG wahrnehmen, sind grundsätzlich überwiegend in der Lehre 
tätig. Die Beschäftigungsvoraussetzungen dieser Dozierenden richten sich nach den 
Vorgaben des § 61 HSG. Für eine Beschäftigung im Beamtenverhältnis bedarf es 
daneben der Erfüllung der allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzungen sowie 
der Laufbahnbefähigung für die Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, in der je-
weiligen Fachrichtung. 
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(2) Die Beschäftigungsvoraussetzungen für Dozierende, die insbesondere Lehrauf-
gaben in Master-Studiengängen, Aufgaben im Dekanat oder im Rahmen der Erstel-
lung, Betreuung und Erstkorrektur von wissenschaftlichen Abschlussarbeiten vorneh-
men, sind 

1. ein für das jeweilige Studienfach qualifizierendes, mit einem Mastergrad oder ei-
nem gleichwertigen Abschluss abgeschlossenes Hochschulstudium, 

2. eine einschlägige fünfjährige berufliche Tätigkeit, 

3. sowie der Nachweis pädagogischer und didaktischer Eignung und 

4. darüber hinaus, soweit eine Beschäftigung im Beamtenverhältnis erfolgen soll, das 
Vorliegen der allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzungen und die Laufbahn-
befähigung für die Laufbahngruppe 2, zweites Einstiegsamt, in der jeweiligen Fach-
richtung. 

(3) Im Übrigen sind die Beschäftigungsvoraussetzungen der Dozierenden unbescha-
det der Voraussetzungen des Absatzes 2 Nummer 2 bis 3 mindestens 

1. ein abgeschlossenes Hochschulstudium in der jeweiligen Fachrichtung oder eine 
gleichwertige Vor- und Ausbildung in der jeweiligen Fachrichtung, wenn dies zur Si-
cherstellung der nach § 94 HSG geforderten anwendungsbezogenen Lehre notwen-
dig ist, 

2. darüber hinaus, soweit eine Beschäftigung im Beamtenverhältnis erfolgen soll, das 
Vorliegen der allgemeinen beamtenrechtlichen Voraussetzungen und die Laufbahn-
befähigung für das jeweilige Einstiegsamt in der Laufbahngruppe 2, in der jeweiligen 
Fachrichtung. 

(4) Dozierende nach den Absätzen 2 bis 3 sind überwiegend in der Lehre tätig und 
vermitteln den Studierenden je nach Qualifikation neben wissenschaftlichen Metho-
den auch Fachwissen und praktische Fertigkeiten. Ihre Lehraufgaben haben sie nach 
Gegenstand und Inhalt mit dem jeweils zuständigen Dekanat abzustimmen. § 77 Ab-
satz 1 HSG findet keine Anwendung. 

(5) Promotionsvorhaben von Dozierenden im Sinne des Absatzes 2 können von der 
Hochschule gefördert werden, wenn an dem Promotionsthema ein dienstliches Inte-
resse besteht. Ob ein dienstliches Interesse besteht, ist unter Berücksichtigung der 
Aufgaben der Hochschule (§ 20) zu bestimmen. 

 

§ 31 

Lehrbeauftragte 
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Die Beschäftigungsvoraussetzungen des § 30 Absatz 1 bis 3 gelten, je nach Anfor-
derung des Lehrauftrags, sinngemäß auch für die Erteilung der Lehraufträge an 
Lehrbeauftragte, die Aufgaben entsprechend § 66 HSG wahrnehmen. 

 

§ 32 

Prüfungsordnungen, Prüfungsamt 

 

(1) Zur Abnahme von Hochschulprüfungen, die zu einer beruflichen Tätigkeit befähi-
gen, erlässt der Senat im Einvernehmen mit dem jeweiligen Fachbereichsrat Stu-
dien- und Prüfungsordnungen als Satzung, soweit keine bundes- oder landesrechtli-
chen Regelungen bestehen. 

(2) Das Prüfungsamt für das Studium der Nachwuchskräfte in der Laufbahngruppe 2, 
erstes Einstiegsamt, setzt sich aus Vertreterinnen und Vertretern der am jeweiligen 
Fachbereich ausbildenden Stellen sowie der Präsidentin oder dem Präsidenten und 
Vertreterinnen und Vertretern der Dozierenden gemäß § 30 Absatz 1 und 2 zu glei-
chen Anteilen zusammen. Die Präsidentin oder der Präsident führt den Vorsitz. Sie 
oder er wird der Gruppe des wissenschaftlichen Personals des Fachbereichs der 
Hochschule zugerechnet. Die Präsidentin oder der Präsident kann seine Aufgaben 
auf die Dekanin oder den Dekan des jeweiligen Fachbereichs übertragen. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet der Vorsitz. 

 

§ 33 

Verleihung von Hochschulgraden 

 

(1) Die Hochschule verleiht  

1. den Bachelorgrad bei Studiengängen, die durch eine vom Akkreditierungsrat aner-
kannte Einrichtung unter besonderer Berücksichtigung von § 49 Absatz 2, 3 und 4 
Satz 1 HSG akkreditiert worden sind, oder  

2. den Diplomgrad mit der Angabe der Fachrichtung und dem Zusatz „Fachhoch-
schule“ oder „FH“ als Hochschulgrad an Absolventinnen und Absolventen eines Stu-
dienganges der Hochschule.  

(2) Form und Inhalt der Bachelor- oder Diplomurkunde und des Diploma Supplement 
sowie das Verfahren sind durch Satzung der Hochschule zu regeln. 
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Abschnitt IV 

Verwaltungsakademie 

 

§ 34 

Verwaltungsakademie 

 

(1) Die Verwaltungsakademie besteht als rechtsfähige Anstalt des öffentlichen 
Rechts fort. Das Ausbildungszentrum regelt ihre innere Organisation durch Satzung. 

(2) Träger der Verwaltungsakademie ist das Ausbildungszentrum. 

 

 

§ 35 

Aufgaben der Verwaltungsakademie 

 

Die Verwaltungsakademie bildet Nachwuchskräfte der öffentlichen Verwaltung, ins-
besondere in der Laufbahngruppe 1, zweites Einstiegsamt, aus. Sie nimmt Aufgaben 
der zuständigen Stelle nach dem Berufsbildungsgesetz und den dazu erlassenen 
Rechtsvorschriften wahr. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben kann sie Regelungen durch 
Satzung treffen, die vom Kuratorium erlassen wird. 

 

§ 36 

Organ der Verwaltungsakademie 

 

(1) Organ der Verwaltungsakademie ist ihre Leiterin oder ihr Leiter. Sie oder er ist 
gesetzliche Vertreterin oder Vertreter der Verwaltungsakademie, vertritt die Verwal-
tungsakademie nach außen und schließt mit dem Kuratorium des Ausbildungszent-
rums Zielvereinbarungen ab. 

(2) Das Kuratorium wählt auf Vorschlag der Leiterin oder des Leiters der Verwal-
tungsakademie, der im Einvernehmen mit dem Ausbildungsausschuss ergeht, eine 
Studienleiterin oder einen Studienleiter, die oder der die Leiterin oder den Leiter ver-
tritt. 
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(3) Die Leiterin oder der Leiter bereitet die Satzungen der Verwaltungsakademie vor, 
die vom Ausbildungszentrum erlassen werden. 

 

Abschnitt V 

Übergangs- und Schlussvorschriften 

 

§ 37 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

(1) Das Ausbildungszentrum und seine Einrichtungen dürfen unter Beachtung daten-
schutzrechtlicher Bestimmungen von den Benutzerinnen und Benutzern, Bewerberin-
nen und Bewerbern, Studierenden, Prüfungskandidatinnen und Prüfungskandidaten 
sowie Absolventinnen und Absolventen diejenigen personenbezogenen Daten erhe-
ben und verarbeiten, die für die Nutzung der Einrichtungen, die Identifikation, die Zu-
lassung, die Immatrikulation, die Rückmeldung, die Beurlaubung, die Organisation 
und Durchführung von Lehrveranstaltungen und Prüfungen, die Befragung im Rah-
men des Qualitätsmanagements und von Evaluationen nach § 19 Absatz 5, die Pla-
nung aus Gründen des Infektionsschutzes erforderlich sind. 
 
(2) Zur Erfüllung der in Absatz 1 genannten Zwecke darf das Ausbildungszentrum 
und seine Einrichtungen die personenbezogenen Daten, die die jeweils zuständige 
Stelle betreffen, an die an den Fachbereichen und an der Verwaltungsakademie aus-
bildenden Stellen übermitteln. 
 
 
(3) Die Hochschule regelt durch Satzung Einzelheiten zur Datenerhebung und -verar-
beitung im Bereich der Forschung. 

 

§ 38 

Übergangsregelung für Zeitbeamtenverhältnisse 

 

(1) Für Lehrkräfte, die sich am 19. Mai 2022 in einem Beamtenverhältnis auf Zeit be-
finden, ohne zugleich in einem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zu einem anderen 
Dienstherrn zu stehen, gelten die §§ 17 und 28 in der bis zum 19. Mai 2022 gelten-
den Fassung mit der Maßgabe fort, dass das Beamtenverhältnis auf Zeit in ein Be-
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amtenverhältnis auf Lebenszeit umzuwandeln ist, wenn die Lehrkräfte sich mindes-
tens drei Jahre in einem Beamtenverhältnis auf Zeit befunden und darin bewährt ha-
ben. § 7 Absatz 6 Landesbeamtengesetz findet keine Anwendung. 

(2) Für Beamtinnen und Beamte des Landes, die am 19. Mai 2022 nach § 17 Absatz 
2 Satz 2 Halbsatz 2 in der bis zum 19. Mai 2022 geltenden Fassung beurlaubt sind, 
gelten die §§ 17 und 28 in der bis zum 19. Mai 2022 geltenden Fassung bis zum Ab-
lauf ihrer Beurlaubung fort. 

 

 

§ 39 

Übergangsregelungen für hauptamtliche Lehrkräfte 

 

Für Dienst- und Arbeitsverhältnisse am Ausbildungszentrum, die bis zum [einsetzen: 
Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes] entstanden sind, ist § 28 Absatz 1 bis 3 
AZG in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2009, GVOBl. S. 60, zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 21.03.2024, GVOBl. S. 178, in der 
am […] geltenden Fassung mit der Maßgabe weiter anzuwenden, dass der Aufga-
benzuschnitt und die mitgliedschaftliche Stellung der Lehrkräfte unberührt bleibt. 
Satz 1 gilt entsprechend für bis zum [einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes] an das Ausbildungszentrum abgeordneten Lehrkräfte, soweit die Abordnung 
nicht beendet wird. 

 

Artikel 2 (In-Kraft-Treten) 
 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Gesetz über das Ausbildungszentrum für Verwaltung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 27. Januar 2009 (GVOBl. Schl.-H. S. 60), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 21. März 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 178), außer Kraft. 
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 

 

Kiel, XX.YY.ZZZZ 

 

 

Daniel Günther                    Dirk Schrödter     

Ministerpräsident                 Minister und Chef              

                                            der Staatskanzlei  
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Begründung: 

 

Zu Artikel 1 

Zu § 2 

Absatz 2 

Die Möglichkeit der Zuweisung von Aufgaben aus dem Bereich des Ausbildungszent-
rums von der Leitung auf die Studienleitung präzisiert das bestehende Weisungs-
recht der Leitung des Ausbildungszentrums. Je nach Umfang der Abwesenheitsver-
tretung sollte das Aufgabenspektrum der Studienleitung derart gestaltet werden kön-
nen, dass die Besoldungsgruppe der Studienleitung (A 16) gerechtfertigt ist. 

 

Zu § 4  

Absatz 5 und 6 

Das Ausbildungszentrum entwickelt geeignete Instrumente zur Wirtschaftsführung. 
Sofern nach interner Prüfung sich das Ausbildungszentrum entschließt, nach den 
Regeln der kommunalen Doppik zu wirtschaften, besteht hierfür eine gesetzliche 
Grundlage. Die Prüfung des Jahresergebnisses erfolgt dann – wie bisher – durch ein 
Rechnungsprüfungsamt eines Kreises oder einer kreisfreien Stadt. 

Zu § 6 

Absatz 1 – 2  

Die thematisch eng beieinanderliegenden Themengebiete „Dienstherr“ und „Beschäf-
tigte“ sind nunmehr in einem Paragraphen zusammengefasst. Die Dienstherrnfähig-
keit muss besonders geregelt werden, da anders als bei staatlichen Hochschulen 
nicht das Land der Dienstherr ist. Als Dienstherr darf das AZV Beamtinnen und Be-
amte in jeder der in § 13 Absatz 2 LBG genannten Fachrichtung einstellen. 

Soweit das Ausbildungszentrum Beamtinnen und Beamte einstellt, werden diese 
grundsätzlich in der Fachrichtung allgemeine Dienste nach § 13 Absatz 2 Num-
mer 10 LBG eingestellt. Das gilt auch für die Lehrkräfte. Der Fachbereich, in dem das 
Lehrpersonal eingesetzt ist, determiniert die beamtenrechtliche Fachrichtung nicht 
zwingend. Ausschlaggebend sind die Anforderungen, die wegen der zu lehrenden In-
halte zu machen sind. 

Alle Beschäftigten sind Beschäftigte des Ausbildungszentrums. Die historisch be-
dingte Unterscheidung entspricht nicht mehr der Organisationsstruktur. Dass in der 
tatsächlichen Umsetzung übergeordnete Regelungen beachtet werden müssen (z.B. 
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für die professorierbaren Dozierenden das Recht aus Art. 5 Absatz 3 GG oder insge-
samt beamten- oder tarifrechtliche Regelungen), bedarf rechtsförmlich keiner Erwäh-
nung. 

Absatz 3 

Zum neuen Absatz 3: Folge des Vorbehalts des Gesetzes ist, dass das sog. Lehrde-
putat jedenfalls an der Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung durch Ge-
setz zu regeln ist [vgl. Oberverwaltungsgericht NRW, Beschluss vom 02.07.2021, 
Az.: 1 B 433/21 = BeckRS 2021, 17779]. 

Auch für die im Bereich der Verwaltungsakademie eingesetzte Beamtinnen und Be-
amte ist die Ausgestaltung der Lehrverpflichtungsstunden eine Regelung, die den 
dienstlichen Alltag wesentlich bestimmt. Denn grundsätzlich haben die Lehrkräfte an 
der Verwaltungsakademie keine Anwesenheitspflicht. Das heißt, die Vorgabe einer 
Lehrstundenzahl bestimmt darüber, wann die Lehrkräfte anwesend sein müssen. 
Des Weiteren bestimmt die Lehrstundenanzahl unabhängig von der formellen wö-
chentlichen Arbeitszeit ein materielles Pensum an Arbeit, das die Beamtinnen und 
Beamten in der Regel abzuleisten haben. Sachlich angemessen ist bei Beamtinnen 
und Beamten, wesentliche dienstliche Pflichten durch Gesetz zu regeln. 

Zu § 8 

Die Einführung einer oder eines Beauftragten für Diversität trägt Inklusionsgedanken, 
dem Landesaktionsplan gegen Rassismus und der BNE-Strategie des Landes Rech-
nung. Ein reiner Verweis auf § 27a HSG bietet sich aufgrund der besonderen Situa-
tion des Ausbildungszentrums nicht an. Die genauere Ausgestaltung kann internen 
Regelungen vorbehalten bleiben. 

 

Zu § 11 

Auch die Leitung des Ausbildungszentrums ist ein Organ, da sie für das Ausbildungs-
zentrum die Geschäfte der laufenden Verwaltung führt und für diese auch Vertre-
tungsmacht hat. 

 

Zu § 12 

Absatz 1 Nummer 9: 

Das Kuratorium legt die Grundzüge der angewandten Forschung fest. Durch die Auf-
gabenzuweisungsnorm in § 20 ist klargestellt, dass die Hochschule vorwiegend Stu-
diengänge für den öffentlichen Dienst anbietet und wie eine Fachhochschule praxis-
nahe Forschungsaufgaben und Beratungstätigkeiten für die öffentliche Verwaltung 
wahrnimmt. Das Kuratorium steckt unter Berücksichtigung dieser gesetzlichen Auf-
gaben und der Wissenschaftsfreiheit aus Art. 5 Abs. 3 GG den Rahmen ab, innerhalb 
dessen Forschungsprojekte an der Hochschule möglich sind. 
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Zu § 14 

Die Fachbereichsräte als nicht genuin hochschulrechtliche Gremien setzen sich aus 
Vertreterinnen und Vertretern der an der Hochschule ausbildenden Stellen und 
Hochschulvertretern zusammen. 

Die Prüfungen im Rahmen der Bachelor-Studiengänge an der Hochschule sind so-
wohl Hochschulprüfungen als auch Laufbahnprüfungen. Im Hinblick auf Re- /Akkredi-
tierungsverfahren der Studiengänge und wegen der hochschulrechtlichen Autonomie 
ist die Besetzung der Prüfungsämter mit ausschließlich Vertretern der am Fachbe-
reich ausbildenden Stellen problematisch. Die Fachbereichsräte an der Hochschule 
haben teilweise die Aufgabe des Prüfungsamtes auch schon auf die Hochschule de-
legiert. Daher sieht der Vorschlag für eine Neufassung eine eigene Regelung zum 
Prüfungsamt in Abschnitt III. (Hochschule) vor. 

Durch die Neuregelung wird eine paritätische Besetzung des Prüfungsamtes mit Mit-
gliedern der Hochschule und der am Fachbereich ausbildenden Stellen erreicht. Die 
hochschulrechtliche Autonomie gebietet es, dass bei Stimmengleichheit die Hoch-
schule über die Prüfungsangelegenheit entscheidet. 

Zu § 15  

Absatz 3 bis 4 

Das Vorschlagsrecht der Fachbereichsräte für das am Fachbereich tätige Personal 
muss an die neue Lehrkörperstruktur angepasst werden. Die Hochschulvertreter rek-
rutieren sich in der Regel aus Dozierenden, die über die notwendige wissenschaftli-
che Qualifikation verfügen, um als Hochschullehrende tätig zu sein. Diese Qualifikati-
onsanforderung ist Folge der Wissenschaftsfreiheit aus Art. 5 Abs. 3 GG und erfor-
derlich, um den gestiegenen Anforderungen an die (Re-) Akkreditierung von Studien-
gängen gerecht zu werden (s. Begründung zu § 22). 

Die konkrete Zusammensetzung der Fachbereichsräte ist durch Satzung zu regeln, 
da die unterschiedlichen Fachbereiche verschieden strukturiert sind und zusammen-
gesetzt sind. Die Regelung durch Satzung eröffnet insoweit die Möglichkeit flexibler 
Ausgestaltung. 

Absatz 6 

Die Leitung des Ausbildungszentrums sollte nicht nur mit beratender Stimme in den 
Fachbereichsräten und im Ausbildungsausschuss teilnehmen, sondern auch ein An-
tragsrecht haben 

 

Zu § 19  

Absatz 1: 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode Drucksache 19/#N!# 

33 

Nach Hochschulrecht können Fachhochschulen können ihrer gesetzlichen Bezeich-
nung nach die Bezeichnung „Hochschule für angewandte Wissenschaften“ hinzufü-
gen oder anstelle der gesetzlichen Bezeichnung die Bezeichnungen „Hochschule“ o-
der „Hochschule für angewandte Wissenschaften“ verwenden.  
 
Bundesweit hat sich bei der Benennung der Fachhochschulen des öffentlichen 
Dienstes (FHÖD) der Trend durchgesetzt, die Bezeichnung „Fachhochschule“ durch 
die Bezeichnung „Hochschule“ zu ersetzen. Von insgesamt 35 FHÖD führen 26 den 
Begriff „Fachhochschule“ nicht mehr im Namen selbst, allenfalls im Namenszusatz 
(Stand Juni 2021). Von diesen bieten 12 FHÖD (noch) keinen Masterstudiengang an. 
Im Hinblick darauf, dass an der Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung 
künftig Masterstudiengänge angeboten werden könnten und sich insbesondere das 
Bild einer modernen Hochschule nach außen manifestieren soll, wird sich diesem 
Trend angeschlossen. Ferner können sich nach der Neubenennung alle Bereiche 
des öffentlichen Dienstes, nicht nur die exekutiven, unmittelbar angesprochen fühlen. 
Im Übrigen 
 
Das Recht der Hochschule, den Namen flexibel durch Verfassung zu ändern, gibt 
dieser die Möglichkeit, auch nach der geplanten Gesetzesnovelle Anpassungen ihres 
Namens vorzunehmen, ohne dass das Gesetz erneut anzupassen wäre. Damit ist 
gleichzeitig eine Übergangslösung geschaffen, mit der die Hochschule den bisheri-
gen Namen „Verwaltungsfachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung“ (vgl. 
§ 1 Abs. 1 Verfassung der Fachhochschule für Verwaltung und Dienstleistung vom 2. 
Dezember 2008) weiter – auch für einen Zeitraum nach der AZG-Novelle – führen 
kann, bis die organisatorischen Vorkehrungen für eine Umbenennung getroffen wor-
den sind. Die Hochschule soll nicht wie andere Hochschulen in privater Trägerschaft 
eine Bezeichnung führen müssen, die Auskunft über den Träger der Hochschule gibt. 
Daher ist § 76 Abs. 8 HSG nicht anzuwenden. 
 
Absatz 4: 
 
Die Regelungen zu Hochschulen in freier Trägerschaft im HSG gelten weiterhin un-
mittelbar. So heißt es in der ursprünglichen Gesetzesbegründung von 1974: „Die 
Verweisung auf den Abschn. IX des Hochschulgesetzes (HSG) stellt klar, daß das 
HSG grundsätzlich gilt, soweit es Bestimmungen für nichtstaatliche Hochschulen ent-

hält. Bei der Verwaltungsfachhochschule handelt es sich um eine solche Hoch-
schule, weil nicht das Land, sondern eine Körperschaft Träger dieser Einrichtung ist. 

Sie bedarf auch als verwaltungsinterne Ausbildungsstätte einer Anerkennung durch 
den Kultusminister (§§ 104, 107 HSG). Zugleich wird dadurch gewährleistet, daß das 
Niveau der Verwaltungsfachhochschule auf gleicher Höhe steht wie das anderer (ex-

terner) Fachhochschulen.“. 
 
Diese historische Gegebenheit erklärt auch die Unterscheidung in der Verweisungs-
technik. Zum einen wird das HSG für entsprechend anwendbar erklärt und zum an-
deren wird der o.g. Abschnitt (deklaratorisch) explizit für unmittelbar anwendbar er-
klärt. 
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Die Regelungen in § 3 Abs. 3 HSG betreffen die Förderungen von Unternehmens-
gründungen durch die Hochschule und § 3 Abs. 6 HSG schreibt den Erlass eines 
Verhaltenskodex vor, der die Beschäftigungsbedingungen betrifft und Rahmenvorga-
ben für befristete Arbeitsverhältnisse trifft. 

 
Der Ausschluss der § 4 Abs. 2 S. 3 u. 4 HSG und § 27a HSG ist noch aktuell. Zum 
einen soll an der FHVD keine Ethikkommission als Ausschuss des Senates gebildet 
werden. Zum anderen regelt § 27a HSG den Einsatz eines Diversitätsbeauftragten. 
Hierzu soll es eine neue, eigene Regelung im AZG geben. Der Anwendbarkeitsaus-
schluss kann bestehen bleiben. Damit wird klargestellt, dass nur noch die neuen Re-
geln im AZG zum Diversitätsbeauftragten gelten. 

§ 12 HSG regelt die Verpflichtung der Hochschulen zur Aufstellung von Struktur- und 
Entwicklungsplänen für einen Zeitraum von fünf Jahren. Da die Hochschule auf die 
Anmeldungen der ausbildenden Stellen sowie die ausbildungsrechtlichen Vorgaben 
angewiesen ist, kann eine solche Planung realistisch nicht erfolgen. 

§ 15 Abs. 3 HSG ist in § 16 Abs. 3 HSG verlagert worden. Danach muss auf Antrag 
der Gruppe der Studierenden eine Angelegenheit der Lehre, des Studiums oder von 
Prüfungen, die gegen die Stimmen der Studierenden abgelehnt oder beschlossen 
worden ist, in einer späteren Sitzung erneut beraten werden. 

 

Zu § 22 

Die Mitgliederstruktur an der Hochschule wird durch die Gesetzesneufassung neu 
geordnet. Bisher waren alle hauptamtliche Lehrkräfte an der Hochschule einer Mit-
gliedergruppe zugeordnet. Unterscheidungen nach dem jeweiligen Qualifikationsni-
veau und ein dementsprechend differenziert zugeschnittenes Aufgabenspektrum gab 
es bisher nicht. Lediglich die nebenamtlichen Lehrkräfte erhielten einen abweichen-
den Status sowie einen eingeschränkten Aufgabenbereich. 

Die aktuell an der Hochschule tätigen hauptamtlichen Lehrkräfte verfügen über unter-
schiedliche Qualifikationsniveaus (überwiegend (DQR/EQR 6 – 8, vereinzelt 
DQR/EQR 5; Personen mit der Qualifikation Angestelltenlehrgang II), die mithin nicht 
in jedem Fall den Anforderungen des § 61 HSG (DQR/EQR 8) entsprechen. Die tat-
sächliche Wahrnehmung professoraler Aufgaben im Sinne des § 60 HSG ist folglich 
aktuell nicht von jeder hauptamtlichen Lehrkraft erfüllbar. 

Die bisherige Zusammensetzung der Mitgliedergruppen wird den Anforderungen der 
Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 Abs. 3 GG) und den Vorgaben der Re- / Akkreditierung 
von Studiengängen nicht gerecht. 

Zum einen folgt aus der Wissenschaftsfreiheit, dass der Gesetzgeber hochschulorga-
nisationsrechtliche Regelungen vorgegeben muss, die sicherstellen, dass eine freie 
Wissenschaft möglich ist. Hierfür müssen die Mitgliedergruppen der Hochschule ho-
mogen zusammengesetzt sein (Homogenitätsprinzip). Der Gestaltungsspielraum des 
Gesetzgebers bei Zusammensetzung dieser Mitgliedergruppen findet dort seine 
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Grenzen, wo entgegen typischer Interessenlagen und sachlicher Unterschiede Mit-
glieder der Hochschule der gleichen Gruppe zugeordnet werden. Wegen des allge-
meinen Gleichheitssatzes aus Art. 3 Abs. 1 GG und dem aus der Wissenschaftsfrei-
heit abgeleiteten Hochschulselbstverwaltungsrechts, auf das sich die einzelnen Mit-
glieder der Hochschule berufen können, dürfen wesentlich ungleiche Personen- und 
Interessengruppen nicht einer gleichen Mitgliedergruppe zugeordnet werden.  

Die Dozierenden, die aufgrund ihrer wissenschaftlichen Qualifikation zur Hochschul-
lehre i.S.d. § 60 HSG befähigt sind, müssen an der Hochschule eine eigene Gruppe 
stellen. Diese Personengruppe kennzeichnet ihre wissenschaftliche Qualifikation und 
die Aufgabe, selbstständig ein wissenschaftliches Fach in Lehre und Forschung zu 
vertreten. Sie prägen die Hochschule als wissenschaftliche Einrichtung, tragen er-
höhte Verantwortung für die Funktionsfähigkeit und den wissenschaftlichen Rang der 
Hochschule. Sie sind mit der Wissenschaft eng verbunden. Die aufgezählten beson-
deren Eigenschaften der Dozierenden, die professorale Aufgaben im obigen Sinne 
wahrnehmen, begründet auch die Eignung, darüber zu wachen und es sicherzustel-
len, dass die im Rahmen der Selbstverwaltung der Hochschule getroffenen organisa-
tionsrechtliche Entscheidungen wissenschaftsadäquat sind. 

Dies gilt, obwohl auch andere Dozierende auf Hochschulniveau wissenschaftliche Er-
kenntnisse oder berufspraktische Fertigkeiten vermitteln und ebenso forschen. Die 
unterschiedlichen wissenschaftlichen Qualifikationen schließen eine gemeinsame ty-
pische wissenschaftsbezogene Interessenlage mit den Dozierenden, die professo-
rale Aufgaben wahrnehmen, aus. Denn das wissenschaftliche Anforderungsprofil der 
übrigen Dozierenden ist nicht nur andersartig; diesen Dozierenden fehlt der Nach-
weis zur Befähigung zum wissenschaftlichen Arbeiten, der in der Regel durch eine 
Promotion nachgewiesen wird. Sie ist der Nachweis der Befähigung zu eigenständi-
ger und besonders vertiefter wissenschaftlicher Arbeit. Nur den Dozierenden, die 
professorale Aufgaben wahrnehmen, kann die Modulverantwortung für ein Modul 
übertragen werden, sodass Standards für die Programmakkreditierung eines Studi-
enganges genügt werden kann [beispielhaft hierfür: Beschluss des Akkreditierungs-
rates vom 27.06.2023, Studiengang Allgemeine Verwaltung/ Public Administration an 
der FHVD]. 

Die Dozierenden, die professorale Aufgaben wahrnehmen, sind daher einer Mitglie-
dergruppe der Hochschule zuzuordnen und dieser ist durch entsprechende Mehr-
heitsverteilung im Senat auch ausschlaggebender Einfluss vorbehalten. Nur so ist 
ein hochschulorganisationsrechtlicher Rahmen vorgegeben, der eine freie Wissen-
schaft ermöglicht [vgl. zu alledem HessStGH, Beschluss vom 01.12.2023, Az. P. St. 
2891]. 

Zudem wird in den aktuellen Akkreditierungsberichten für die Studiengänge des 
Fachbereichs Polizei und Allgemeine Verwaltung empfohlen, den Anteil an Lehrkräf-
ten zu erhöhen, die die Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Profes-
soren erfüllen. Das Fehlen einer Binnendifferenzierung nach den Qualifikationsni-
veaus der Lehrkräfte wird explizit bemängelt [vgl. Akkreditierungsbericht Pro-
grammakkreditierung Studiengang Polizeivollzugsdienst an der FHVD vom 
14.06.2028, S. 51]. Für den Erfolg künftiger Re-/ Akkreditierungsverfahren von Studi-
engängen ist die Einführung einer Binnendifferenzierung nach professorierbaren und 



Drucksache 19/#N!# Schleswig-Holsteinischer Landtag - 19. Wahlperiode 

36 

nicht professorierbaren Kräften unter den Mitgliedern der Hochschule sehr wahr-
scheinlich Voraussetzung. Um den gestiegenen Anforderungen an Qualitätssiche-
rung und -entwicklung im Rahmen des Staatsvertrags über die Organisation eines 
gemeinsamen Akkreditierungssystems zur Qualitätssicherung in Studium und Lehre 
an deutschen Hochschulen (Studienakkreditierungsstaatsvertrag) zu genügen, muss 
eine gesetzliche Differenzierung innerhalb des Lehrkörpers und eine entsprechende 
homogene Gruppenbildung an der Hochschule eingerichtet werden.  

Für die hauptamtlichen Lehrkräfte wird daher zukünftig die Binnendifferenzierung 
nach Dozierenden, die professorale Aufgaben wahrnehmen und die eine entspre-
chende Funktionsbezeichnung führen dürfen und den sonstigen Dozierenden einge-
führt. 

Da abweichend von § 13 Abs. 1 HSG auch Lehrbeauftragte Mitglieder der Hoch-
schule sind und die Bezeichnung der Lehrkräfte vom Hochschulrecht abweicht, ist 
zur übersichtlicheren Gestaltung eine eigene Vorschrift zu den Mitgliedern der Hoch-
schule aufzunehmen. Orientierte sich die Neuregelung strikt an den hochschulrechtli-
chen Regelungen, entfiele die Repräsentation der Lehrbeauftragten im Senat. Diese 
wären lediglich Angehörige, aber keine Mitglieder der Hochschule (vgl. 
§ 13 Abs. 1 Nr. 2 HSG). Der Ausbildungspraxis an der Hochschule wird diese streng 
am Hochschulrecht orientierte Regelungsvariante nicht gerecht. Die Lehrbeauftrag-
ten stellen eine große Gruppe unter den Lehrenden dar. 

 

Zu § 24 

Folge der Neustrukturierung des Lehrpersonals ist auch eine Anpassung des Reprä-
sentationsverhältnisses der Mitgliedergruppen im Senat der Hochschule. 

Der zweiten Mitgliedergruppe, zu der ursprünglich nur die nebenamtlichen Lehrkräfte 
gezählt wurden, werden nunmehr auch die nicht professorierbaren Dozierenden zu-
geordnet. Das Repräsentationsverhältnis der Mitgliedergruppen ist aus dem HSG 
entnommen, vgl. dort § 21 Abs. 3 HSG. Die professorierbaren Dozierenden, die mit 
Professoren im Hochschulbereich vergleichbar sind, sollen mit 8 Vertretern die Stim-
menmehrheit haben, sodass sie bei geschlossenem Stimmverhalten die übrigen Mit-
gliedergruppen überstimmen können. Dieses Stimmenverhältnis ist ebenso Folge der 
Wissenschaftsfreiheit aus Art. 5 Abs. 3 GG, nach der hochschulorganisationsrecht-
lich ein Rahmen geschaffen werden muss, in dem freie Wissenschaft möglich ist. 

 

Zu § 26 

Absatz 4 

Auch die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule erhält nunmehr die Möglich-
keit, die Funktionsbezeichnung Professorin oder Professor auf Antrag verliehen zu 
bekommen. Hiermit soll die Attraktivität für Bewerberinnen und Bewerber gesteigert 
werden, die die Einstellungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren 
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gemäß § 61 Abs. 1 HSG in vollem Umfang erfüllen, ohne bereits eine Professur inne-
zuhaben. 

Absatz 5 

Die ursprüngliche „Kann“-Regelung wird der aktuellen Stellung der Stellvertretungen 
sowohl in Bezug auf deren festen Aufgabenbereiche als auch auf die Besoldungs-
struktur nicht mehr gerecht. Eine bloße Abwesenheitsvertretung ohne dauerhaftes ei-
genes Aufgabenspektrum ist für die Stellvertretungen nicht mehr vorgesehen. 

Absatz 6 

Zur Wahl der Stellvertretung ist eine qualifizierte Mitgliedermehrheit nicht mehr not-
wendig. Es hat sich in der Vergangenheit – je nach Besetzung des Senates – regel-
mäßig gezeigt, dass die Sicherstellung dieser Mehrheitsverhältnisse mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden ist. In der Sache ist kein Grund ersichtlich, aus dem ein 
qualifizierter Mehrheitsbeschluss zwingend notwendig wäre. 

Das skizziertes Problem der Mehrheitsbildung wird dadurch verstärkt, dass mit dem 
Ende der Funktion als Dekanin oder Dekan auch die Funktion als Stellvertreterin o-
der als Stellvertreter endet. Im Weiteren erfolgt die deklaratorische Klarstellung, dass 
die Funktion als Stellvertretung nur von einer Dekanin oder einem Dekan wahrge-
nommen werden kann. Verliert die Stelleninhaberin oder der Stelleninhaber das De-
kanat, so endet auch die Stellvertretungsfunktion.  

 

Zu § 27 

Als genuin hochschulrechtliches Gremium ist im Gegensatz zum Fachbereichsrat 
eine Stimmmehrheit für Dozierende, die professorale Aufgaben wahrnehmen (§ 30 
Abs. 1), sicherzustellen. Dies kann auch durch die Gewährung von Mehrstimmrech-
ten erfolgen, soweit am jeweiligen Fachbereich die Dozierende gem. § 30 Abs. 1 
zahlenmäßig nicht die Mehrheit stellen können. Die Einzelheiten der Zusammenset-
zung und der Stimmenverteilung regelt die Hochschule durch Satzung. 

 

Zu § 28 

Die Besetzung des Dekanats soll mit dauerhaft an der Hochschule beschäftigten Do-
zierenden erfolgen, da das Aufgabenspektrum des Dekanats, mit dem ggf. auch die 
Stellvertretung der Präsidentin oder des Präsidenten der Hochschule einhergeht, 
eine gewisse Kontinuität und Periode ununterbrochener Sacharbeit notwendig 
macht, die nicht durch das Ende einer Abordnung vorzeitig beendet werden sollte. 

Das Dekanat wird an den Hochschulen üblicherweise von den Professoren besetzt 
(vgl. § 30 Abs. 2 HSG). Jedoch ist wegen der begrenzten personellen Ressourcen 
und der vorwiegend administrativen Tätigkeiten im Dekanat eine Öffnung vorzuneh-
men. Auch die Dozierenden gem. § 30 Absatz 2 sind mit der Verwaltungspraxis an 
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der Hochschule vertraut und verfügen über berufliche Erfahrungen, die ihnen auch 
die Erfüllung von Leitungsaufgaben ermöglichen. Des Weiteren sind sie mit der wis-
senschaftlichen Praxis vertraut, sodass sie auch in dieser Hinsicht zur Dekanatsar-
beit befähigt sind. 

Zu § 29 

Absatz 1 

Die Hochschule muss zukünftig eine Eignungsprüfung für „Aufsteiger/innen“, die 
nicht die Hochschulzugangsvoraussetzungen erfüllen, abnehmen können. Dies be-
darf einer Rechtsgrundlage. Einigkeit besteht darin, dass die Eignungsprüfung (Stu-
dierfähigkeit) erst erfolgen kann, wenn das Auswahlverfahren beim Dienstherrn posi-
tiv abgeschlossen wurde. 

Absatz 2 

Notwendig ist eine Rechtsgrundlage, die verhindert, dass eine Person, die endgültig 
die (Laufbahn-) Prüfung nicht bestanden hat, nochmals – bei einem anderen Dienst-
herrn/ einer anderen ausbildenden Stelle – das Studium antritt. Eine solche Rege-
lung ist analog zu § 40 Abs. 1 Nr. 2 und 3 HSG ein Zugangshindernis zur Hoch-
schule. Die einzige Stelle, welche Überblick über die endgültig nicht bestandenen 
Prüfungen hat, ist die Hochschule. Dementsprechend sollte diese bei Anmeldungen 
der Bewerber durch die Dienstherren prüfen können, ob ein Zugangshindernis be-
steht, weil die Person zuvor Prüfungen endgültig nicht bestanden hat. Wegen der 
Auswirkungen einer etwaigen Ablehnung der Personen wegen endgültig nicht be-
standener Prüfungen auf deren weitere berufliche Qualifikation bedarf es einer formal 
gesetzlichen Regelung. 

Das endgültige Nichtbestehen der Prüfung soll nur in der jeweiligen Laufbahn be-
rücksichtigt werden. So ist es beispielsweise Polizeianwärterinnen und Polizeianwär-
tern möglich, nach endgültigem Nichtbestehen einer Prüfung im Rahmen der Polizei-
ausbildung, in die allgemeine Verwaltung zu wechseln. Da vor dem Zugang zur 
Hochschule ein Auswahlverfahren bei der entsendenden Stelle durchgeführt wird, ist 
von dieser Stelle auch schon abzufragen, ob die Bewerberin oder der Bewerber in ei-
nem Studiengang Prüfungen endgültig nicht bestanden hat. Eine nicht wahrheitsge-
mäße Angabe durch die Bewerberin oder den Bewerber ist Grundlage der Rück-
nahme der Beamtenernennung oder einer Kündigung des Ausbildungs- / Arbeitsver-
hältnisses. 

Zu § 30 

Absatz 1 

Die gesetzliche Bezeichnung Dozierende erfolgt aus Klarstellungsgründen: Die pro-
fessorierbaren Kräfte führen die Amtsbezeichnung Professor oder Professorin nicht, 
da sie normale Laufbahnbeamtinnen und –beamte sind. Sie haben kein Statusamt 
einer Professorin oder eines Professors nach § 118 Abs. 1 LBG inne. Sie dürfen die 
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akademische Funktionsbezeichnung/ Berufsbezeichnung „Professorin/Profes-
sor“ den Vorgaben des § 77 HSG nach Antrag führen. Dieser Antrag wird gleichzeitig 
mit dem Antrag auf Erteilung der Lehrerlaubnis gem. § 77 Abs. 3 S. 1 HSG gestellt. 

Folge der Angleichung an das Hochschulrecht ist auch, dass unter den Vorausset-
zungen der §§ 77 Abs. 1 S. 2, 63 Abs. 3 HSG eine Verstetigung der Funktionsbe-
zeichnung möglich ist. Nach dem Ausscheiden darf die Funktionsbezeichnung weiter 
geführt werden darf, sofern das Ausscheiden aus Altersgründen erfolgt oder zumin-
dest eine fünf Jahre dauernde Tätigkeit an der Hochschule ausgeübt worden ist. 

Das seinerzeit ins AZG aufgenommene Antragserfordernis ist mit Wegfall der Mög-
lichkeit, Beamtinnen und Beamte auf Zeit einzustellen, ebenso entbehrlich geworden. 
Die nunmehr einzustellenden Dozierenden sind normale Laufbahnbeamtinnen und –
beamte, die sich nach der Einstellung bewähren müssen. Soweit sie dies nicht tun, 
werden sie entlassen. Mit der Entlassung nach der Bewährungszeit geht auch das 
Recht verloren, die Funktionsbezeichnung Professorin/ Professor zu führen. Gleiches 
gilt für eine Einstellung der Lehrkräfte im Angestelltenverhältnis. 

 

Mit der Neufassung entfällt auch die Möglichkeit einen Professorierungsausschuss 
zur Vorbereitung des Antrags nach § 77 HSG einzuberufen. Eines solchen Aus-
schusses bedarf es nicht, wenn ohnehin die Anforderungen an das Qualifikationsni-
veau steigen und das für Hochschulen zuständige Ministerium diese nach Antrag 
gem. § 77 Abs. 1 HSG überprüft. 

Absatz 3 

Die Beschäftigungsvoraussetzungen sind nach der Neuregelung derart zugeschnit-
ten, dass auch Dozierende eingestellt werden können, die vorwiegend praktische 
Fertigkeiten vermitteln. Entsprechend ihrer späteren Verwendung ist eine Einordnung 
in die Laufbahngruppen vorzunehmen. Schon bei Ausschreibung der Stellen ist auf 
eine entsprechende Einordnung zu achten. 

Absatz 5 

Die Dozierenden, die über ein für das jeweilige Studienfach qualifizierendes, mit ei-
nem Mastergrad oder einem gleichwertigen Abschluss abgeschlossenes Hochschul-
studium verfügen, können sich durch eine Promotion hin zu Dozierenden entwickeln, 
die professorale Aufgaben wahrnehmen. Bei Vorliegen der Voraussetzungen sind 
Hausberufungen für professorierbare Dozierende möglich. Dass eine Hausberufung 
möglich ist, bedarf gesetzlich keiner besonderen Erwähnung, da es Folge des Prin-
zips der Bestenauswahl gem. Art. 33 Abs. 2 GG ist. 

Die Hochschule hat kein Recht, Promotionen zu verleihen. Nichtsdestotrotz können 
die Dozierenden an anderen Hochschulen promoviert werden. Hierzu nutzen sie ent-
weder die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung und verfolgen die Promotion wäh-
rend ihrer Freizeit oder sie nutzen die nach der zu schaffenden Lehrverpflichtungs-
verordnung für Lehrkräfte am AZG eingeräumte Möglichkeit eines reduzierten Lehr-
deputats, um während der Dienstzeit der Promotion nachzugehen. Letzt genannter 
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Fall stellt jedoch die Ausnahme dar, da hierzu an der Promotion und am Promotions-
thema ein dienstliches Interesse bestehen muss. An das Vorliegen eines dienstlichen 
Interesses sind hohe Anforderungen zu stellen. Über das Interesse an einer Perso-
nalentwicklung hinausgehend, liegt es vor, wenn das Promotionsthema geeignet er-
scheint, Fortentwicklung in für die Verwaltung wesentlichen Bereichen zu bringen. 

Weitergehende Möglichkeiten zur Promotion während der Dienstzeit sind nicht einzu-
räumen, da die Dozierenden schon unbefristet mit vollen Stellen im Beamtenverhält-
nis eingestellt werden können. Dies begründet für sich genommen schon ein Allein-
stellungsmerkmal im Verhältnis zu den üblichen Beschäftigungsverhältnissen von 
wissenschaftlichen Personal im Hochschulbereich. 

 

 


	Leere Seite

